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Formalien 
Antragsfristen  
§ 15 Anträge und Rederecht 

(1) Satzungs- und Programmänderungsanträge sowie Anträge, die auf die Tagesordnung des 
nächsten Landesparteitages gesetzt werden sollen, können jederzeit gestellt werden, spätestens 
jedoch sind sie fünf Wochen vor Tagungsbeginn des kommenden Parteitages einzureichen. 

(2) 1Anträge auf Ergänzung der vorläufigen Tagesordnung sind spätestens 14 Tage vor 
Tagungsbeginn einzureichen. 2Bei außergewöhnlichem Umfang oder außergewöhnlicher Komplexität 
können sie durch Beschluss des Einberufungsorgans zurückgewiesen werden, sofern eine zeitnahe, 
angemessene Vorbefassung durch die Mitglieder nicht möglich erscheint. 3Die Zurückweisung ist zu 
begründen. 

(3) 1Anträge zur Tagesordnung können auf dem Parteitag jederzeit gestellt werden. 2Sie können die 
Änderung oder Ergänzung zugelassener Anträge (Sachanträge) oder die Reihenfolge der zu 
behandelnden Tagesordnungspunkte und den Gang der Versammlung betreffen (GO-Anträge). 
3Sonstige, später gestellte, Anträge können mit Zustimmung der einfachen Mehrheit der Anwesenden 
behandelt werden.  

(4) 1Ein Antrag nach Absatz 1 und 2 gilt als eingereicht, wenn er dem Vorstand in Textform per E-Mail 
oder Brief zugegangen ist. 2Die E-Mail-Adresse des Vorstandes wird auf der offiziellen Homepage des 
Landesverbandes Brandenburg veröffentlicht. 3 Im Übrigen können Anträge formfrei gestellt werden. 
4Sie sollen vom Antragsteller zusätzlich im Landeswiki veröffentlicht werden. 

(5) 1Durch Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, Sonstige Anträge sowie Sachanträge auf dem 
Landesparteitag können keine Satzungs- oder Programmänderungen neu eingebracht werden. 
2Sinnerhaltende oder redaktionelle Anpassungen fristgemäß eingereichter Satzungs- oder 
Programmänderungsanträge sind zulässig. 

 
Im Klartext:  
 
Antragsschluss für: 

- Satzungs- und Programmänderungsanträge sowie (sonstige) Anträge war der 20.01.2017 
um 23:59:59 Uhr  
 

- Anträge auf Ergänzung der vorläufigen Tagesordnung war der 12.02.2017 um 23:59:59 Uhr  

Die Entscheidung darüber, ob später eingegangene Anträge behandelt werden, trifft der 
Onlineparteitag.  
 

Bitte achtet bei diesem ersten Online-Parteitag darauf, dass wir nur Positionspapiere und 
"Sonstige Anträge" behandeln wollen. Dieser Onlineparteitag soll auch ein Test sein, um in der 
nachträglichen Auswertung mögliche Verbesserungspotentiale herauszufiltern.  
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Vorschlag zur Geschäftsordnung 

GO Vorschlag zum Onlineparteitag 

Synopse zur Geschäftsordnung des Onlineparteitages  

Ursprungsfassung  
Fassung für Onlineparteitag  

Begründung/ 
Erläuterungen  

Geschäftsordnung des Landesparteitages der Piratenpartei 
Brandenburg beschlossen vom Landesparteitag 2015.1 am 
20./21.06.2015  
Versammlung 
Nimmt ein Pirat gar nicht oder nicht an der gesamten Versammlung 
teil, so entstehen hieraus keine rückwirkenden Rechte; insbesondere 
ergibt sich daraus keine Rechtfertigung für eine Anfechtung von 
Wahlergebnissen oder Beschlüssen.  

Geschäftsordnung des Onlineparteitages der Piratenpartei 
Brandenburg  
beschlossen vom Onlineparteitag 2017.1 am …..2017  
Versammlung 
Nimmt ein Pirat gar nicht oder nicht an der gesamten Versammlung 
teil, so entstehen hieraus keine rückwirkenden Rechte; insbesondere 
ergibt sich daraus keine Rechtfertigung für eine Anfechtung von 
Wahlergebnissen oder Beschlüssen.  

Rubrum angepasst.  

Beschlusshistorie 
angepasst.  

§ 1 Akkreditierung 
(1) Akkreditierungspiraten sind jene Piraten, die vom Landesvorstand 
als solche beauftragt wurden, oder der Landesvorstand selbst.  
(2) Die Akkreditierungspiraten erstellen vor Beginn der Versammlung 
eine Anwesenheitsliste, kontrollieren die Wahlberechtigung und 
teilen Stimmkarten aus. Dabei erhält jeder stimmberechtigte Pirat 
eine Stimmkarte.  
(3) Auf Anfrage des Versammlungsleiters oder des Wahlleiters teilen 
sie die Anzahl der akkreditierten Piraten mit.  
(4) Der gewählte Versammlungsleiter ist den Akkreditierungspiraten 
gegenüber weisungsbefugt. Er kann sie benennen oder aus ihrer 
Funktion entlassen.  

§ 1 Akkreditierung 
(1) Akkreditierungspiraten sind jene Piraten, die vom Landesvorstand 
oder vom Vertreter des Einberufungsorgans als solche beauftragt 
wurden, oder der Landesvorstand selbst.  
(2) Die Akkreditierungspiraten erstellen vor Beginn der Versammlung 
eine Anwesenheitsliste, kontrollieren die Wahlberechtigung und 
teilen das Stimmrecht zu. Dabei erhält jeder stimmberechtigte Pirat 
eine Zugangsberechtigung zu folgenden Räumen im Mumble: 
Plenum, Ja, Nein, Enthaltung, Sprecher/Wortmeldung (bzw. 
Saalmikrofon), Proxy. 
(3) Auf Anfrage des Versammlungsleiters oder des Wahlleiters teilen 
sie die Anzahl der akkreditierten Piraten mit.  
(4) Der gewählte Versammlungsleiter ist den Akkreditierungspiraten 

Eingefügt: 

"oder der Vertreter des 
Einberufungsorgans" 
Notwendig bei fehlender 
Mitwirkung des 
Landesvorstandes und 
Einberufung durch 
Minderheitsvotum. 

Eingefügt und verändert:  
Zuteilungsverfahren 
Stimmrecht  
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gegenüber weisungsbefugt. Er kann sie benennen oder aus ihrer 
Funktion entlassen.  

§ 2 Betreten und Verlassen der Versammlung 
(1) Ein Pirat, der die Versammlung verlassen hat, kann sich erneut 
akkreditieren lassen, um seine Stimmkarte und das damit 
verbundene Stimmrecht wiederzuerlangen. Nach Beginn der 
Versammlung hinzutretende Piraten haben das Recht, akkreditiert zu 
werden.  

§ 2 Betreten und Verlassen der Versammlung 
(1) Ein Pirat, der die Versammlung verlassen hat, kann sich erneut 
akkreditieren lassen, um sein Stimmrecht wiederzuerlangen. Nach 
Beginn der Versammlung hinzutretende Piraten haben das Recht, 
akkreditiert zu werden.  

Gestrichen: 

Stimmkarte und das damit 
verbundene 
Es werden keine 
Stimmkarten ausgeteilt.  

§ 3 Versammlungsleiter 
(1) Die Versammlung wird durch einen Versammlungsleiter geleitet, 
der zu Beginn von dieser gewählt wird. Bis zu dessen Wahl fungiert 
der Landesvorstand als vorläufiger Versammlungsleiter, sofern er 
nicht einen anderen Piraten mit dieser Aufgabe beauftragt.  
(2) Dem Versammlungsleiter obliegt die Einhaltung der 
Tagesordnung inkl. Zeitplan. Dazu teilt er Rederecht inkl. Redezeit 
zu bzw. entzieht diese, wobei eine angemessene inhaltliche wie 
personale Diskussion und Beteiligung der einzelnen Piraten 
sichergestellt werden muss. Jedem stimmberechtigten Pirat ist auf 
Verlangen eine angemessene Redezeit einzuräumen. Sind Gäste 
zugelassen, so kann der Versammlungsleiter diesen ein Rederecht 
einräumen, sofern es keinen Widerspruch gibt. Jeder 
stimmberechtigte Pirat kann das Rederecht für einen Gast 
beantragen. {GO-Antrag auf Zulassung des Gastredners XY}  
(3) Der Versammlungsleiter kündigt Beginn und Ende von 
Sitzungsunterbrechungen sowie den Zeitpunkt der Neuaufnahme der 
Versammlung nach einer Vertagung an.  
(4) Die Versammlung soll mindestens einen Stellvertreter wählen, 
der den Versammlungsleiter bei Bedarf unterstützt.  
(5) Der Versammlungsleiter nimmt während der Versammlung 
Anträge entgegen, die er nach Prüfung auf Zulässigkeit und 
Dringlichkeit der Versammlung angemessen bekannt macht.  
(6) Grundsätzlich stellt der Versammlungsleiter die Ergebnisse von 
Abstimmungen fest, sofern dafür nicht der Wahlleiter ausdrücklich 
vorgesehen ist. Er kann den Wahlleiter grundsätzlich oder für 

§ 3 Versammlungsleiter 
(1) Die Versammlung wird durch einen Versammlungsleiter geleitet, 
der zu Beginn von dieser gewählt wird. Bis zu dessen Wahl fungiert 
der Landesvorstand oder der Vertreter des Einberufungsorgans als 
vorläufiger Versammlungsleiter, sofern er nicht einen anderen 
Piraten mit dieser Aufgabe beauftragt.  
(2) Dem Versammlungsleiter obliegt die Einhaltung der 
Tagesordnung inkl. Zeitplan. Dazu teilt er Rederecht inkl. Redezeit 
zu bzw. entzieht diese, wobei eine angemessene inhaltliche wie 
personale Diskussion und Beteiligung der einzelnen Piraten 
sichergestellt werden muss. Jedem stimmberechtigten Pirat ist auf 
Verlangen eine angemessene Redezeit einzuräumen. Sind Gäste 
zugelassen, so kann der Versammlungsleiter diesen ein Rederecht 
einräumen, sofern es keinen Widerspruch gibt. Jeder 
stimmberechtigte Pirat kann das Rederecht für einen Gast 
beantragen. {GO-Antrag auf Zulassung des Gastredners XY}  
(3) Der Versammlungsleiter kündigt Beginn und Ende von 
Sitzungsunterbrechungen sowie den Zeitpunkt der Neuaufnahme der 
Versammlung nach einer Vertagung an.  
(4) Die Versammlung soll mindestens einen Stellvertreter wählen, 
der den Versammlungsleiter bei Bedarf unterstützt.  
(5) Der Versammlungsleiter nimmt während der Versammlung 
Anträge entgegen, die er nach Prüfung auf Zulässigkeit und 
Dringlichkeit der Versammlung angemessen bekannt macht.  
(6) Grundsätzlich stellt der Versammlungsleiter die Ergebnisse von 
Abstimmungen fest, sofern dafür nicht der Wahlleiter ausdrücklich 

Eingefügt: 

"oder der Vertreter des 
Einberufungsorgans" 
Notwendig bei fehlender 
Mitwirkung des 
Landesvorstandes und 
Einberufung durch 
Minderheitsvotum.  
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konkrete Abstimmungen beauftragen, ihn bei der Feststellung von 
Abstimmungsergebnissen zu unterstützen.  

vorgesehen ist. Er kann den Wahlleiter grundsätzlich oder für 
konkrete Abstimmungen beauftragen, ihn bei der Feststellung von 
Abstimmungsergebnissen zu unterstützen.  

§ 4 Protokollführung 
(1) Das Protokoll der Versammlung soll enthalten:  
1. Ort, Tag und Beginn der Versammlung,  
2. die Namen des Versammlungsleiters und der Protokollführer,  
3. die Zahl der erschienenen Mitglieder,  
4. die Feststellung, dass die Versammlung satzungsgemäß 
einberufen wurde,  
5. die Tagesordnung mit der Feststellung, dass sie bei der Einladung 
übermittelt wurde, gegebenenfalls, dass die Tagesordnung in ihrer 
ergänzten Form bekannt gegeben wurde,  
6. die Feststellung, dass die Versammlung gem. § 12 Abs. 2 der 
Landessatzung beschlussfähig ist,  
7. die gestellten Anträge,  
8. die Art der Abstimmungen (offen oder geheim),  
9. die Ergebnisse der Abstimmungen (Anzahl der Ja-, Nein-Stimmen, 
Enthaltungen, ungültige Stimmen),  
10. Bei Wahlen, die Namen der Gewählten und die Erklärung, dass 
sie die Wahl annehmen,  
11. als Anlage die Tätigkeitsberichte der Mitglieder des Vorstandes,  
12. GO-Anträge auf Änderung der Geschäftsordnung und deren 
Abstimmungen, andere GO-Anträge und Ergebnisse von 
Abstimmungen zu GO-Anträgen müssen nicht protokolliert werden.  
(2) Mehrere Protokollführer sollen ein gemeinsames Protokoll 
ausfertigen.  
(3) Das Protokoll wird durch Unterschrift des oder der Protokollführer, 
des Versammlungsleiters und mindestens zwei Mitgliedern des 
amtierenden Landesvorstandes beurkundet. Wird ein Wahlleiter 
gewählt, so fertigt er ein Wahlprotokoll über alle Wahlen der 
Versammlung an, das von ihm selbst und mindestens zwei 
Wahlhelfern durch Unterschrift zu beurkunden ist und dem 
Versammlungsprotokoll beigefügt wird.  
(4) Eine Abschrift in Textform soll binnen einer Woche im Wiki der 

§ 4 Protokollführung 
(1) Das Protokoll der Versammlung soll enthalten:  
1. Ort, Tag und Beginn der Versammlung,  
2. die Namen des Versammlungsleiters und der Protokollführer,  
3. die Zahl der erschienenen Mitglieder,  
4. die Feststellung, dass die Versammlung satzungsgemäß 
einberufen wurde,  
5. die Tagesordnung mit der Feststellung, dass sie bei der Einladung 
übermittelt wurde, gegebenenfalls, dass die Tagesordnung in ihrer 
ergänzten Form bekannt gegeben wurde,  
6. die Feststellung, dass die Versammlung gem. § 12 Abs. 2 der 
Landessatzung beschlussfähig ist,  
7. die gestellten Anträge,  
8. die Art der Abstimmungen (offen oder geheim),  
9. die Ergebnisse der Abstimmungen (Anzahl der Ja-, Nein-Stimmen, 
Enthaltungen, ungültige Stimmen),  
10. Bei Wahlen, die Namen der Gewählten und die Erklärung, dass 
sie die Wahl annehmen,  
11. als Anlage die Tätigkeitsberichte der Mitglieder des Vorstandes,  
12. GO-Anträge auf Änderung der Geschäftsordnung und deren 
Abstimmungen, andere GO-Anträge und Ergebnisse von 
Abstimmungen zu GO-Anträgen müssen nicht protokolliert werden.  
(2) Mehrere Protokollführer sollen ein gemeinsames Protokoll 
ausfertigen.  
(3) Das Protokoll wird durch Unterschrift des oder der Protokollführer, 
des Versammlungsleiters und mindestens zwei Mitgliedern des 
amtierenden Landesvorstandes beurkundet. Wird ein Wahlleiter 
gewählt, so fertigt er ein Wahlprotokoll über alle Wahlen der 
Versammlung an, das von ihm selbst und mindestens zwei 
Wahlhelfern durch Unterschrift zu beurkunden ist und dem 
Versammlungsprotokoll beigefügt wird.  
(4) Eine Abschrift in Textform soll binnen einer Woche im Wiki der 

Keine Änderung  
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Brandenburgischen Piraten veröffentlicht werden.  Brandenburgischen Piraten veröffentlicht werden.  

§ 5 Wahlleiter 
(1) Stehen Wahlen zu Ämtern, die über das Ende der Versammlung 
hinaus bestehen, auf der Tagesordnung, so wählt die Versammlung 
zu deren Durchführung einen Wahlleiter sowie mindestens zwei 
Wahlhelfer. Diese dürfen nicht Kandidaten für ein Amt sein, dessen 
Wahl sie durchzuführen haben.  
(2) Die Durchführung umfasst:  
1. die Ankündigung einer Wahl,  
2. Hinweise auf die Modalitäten der Wahl,  
3. die Eröffnung und die Beendigung der Wahl,  
4. das Sicherstellen der Einhaltung der Wahlordnung und Satzung, 
insbesondere der geheimen Wahl.  
5. das Entgegennehmen der Stimmzettel,  
6. das Auszählen der Stimmen,  
7. Feststellung der Anzahl der Wahlberechtigten, der abgegeben, der 
gültigen, der ungültigen und der jeweils auf die Kandidaten 
entfallenen Stimmen, der Enthaltungen und der daraus 
resultierenden Wahl,  
8. Frage an die gewählten Kandidaten, ob diese jeweils ihre Ämter 
antreten und  
9. bei Vorstandswahlen erfolgt die Frage an die gewählten 
Kandidaten, ob diese jeweils ihre Ämter antreten, nach Abschluss 
aller Vorstandswahlen. Sofern ein gewählter Kandidat ablehnt, erfolgt 
eine Neuwahl des vakanten Vorstandsposten.  
10. Erstellung eines Wahlprotokolls. Die Aufgaben zu 1., 2. und 8. 
sowie die in § 8 kann der Wahlleiter dem Versammlungsleiter 
übertragen. Der Wahlleiter kann einen der Wahlhelfer zum 
stellvertretenden Wahlleiter ernennen und diesem einige seiner 
Aufgaben zur selbständigen Ausführung übertragen; dieser 
Stellvertreter hat das Protokoll zu Abs 2 Nr. 9 zu unterschreiben.  
(3) Nach Abschluss der Auszählung teilt der Wahlleiter der 
Versammlung unverzüglich das vollständige Ergebnis der Wahl mit.  

§ 5 Wahlleiter 
Es werden keine Ämter, die über das Ende der Versammlung hinaus 
bestehen auf Onlineparteitagen gewählt.  

 

§ 6 Wahlen zu Versammlungsämtern § 6 Wahlen zu Versammlungsämtern Keine Änderung  
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(1) Der Versammlungsleiter, der Wahlleiter und die Inhaber anderer 
Versammlungsämter werden grundsätzlich durch Wahl gemäß §10 
Abs. 1 mit einfacher Mehrheit ermittelt. Die Wahl des 
Versammlungsleiters bedarf einer absoluten Mehrheit. Stellen sich 
mehr Kandidaten auf als Ämter zu besetzen sind, so wird gemäß 
§§12-13 verfahren.  
(2) Stellen sich für gleichartige Versammlungsämter, wie der 
Stellvertreter des Versammlungsleiters, Protokollführer, Wahlhelfer 
oder Rechnungsprüfer eine passende Zahl von Kandidaten zur 
Verfügung, so können sie in einer Abstimmung gewählt werden.  
(3) Ämter und Befugnisse der Versammlung enden mit dem Ende 
der Versammlung; die des Versammlungsleiters mit der Übergabe 
aller Protokolle an den Landesvorstand.  

(1) Der Versammlungsleiter, der Wahlleiter und die Inhaber anderer 
Versammlungsämter werden grundsätzlich durch Wahl gemäß §10 
Abs. 1 mit einfacher Mehrheit ermittelt. Die Wahl des 
Versammlungsleiters bedarf einer absoluten Mehrheit. Stellen sich 
mehr Kandidaten auf als Ämter zu besetzen sind, so wird gemäß 
§§12-13 verfahren.  
(2) Stellen sich für gleichartige Versammlungsämter, wie der 
Stellvertreter des Versammlungsleiters, Protokollführer, Wahlhelfer 
oder Rechnungsprüfer eine passende Zahl von Kandidaten zur 
Verfügung, so können sie in einer Abstimmung gewählt werden.  
(3) Ämter und Befugnisse der Versammlung enden mit dem Ende 
der Versammlung; die des Versammlungsleiters mit der Übergabe 
aller Protokolle an den Landesvorstand.  

§ 7 Abstimmung 
(1) Es wird grundsätzlich offen abgestimmt. Die Piraten machen von 
ihrem Stimmrecht Gebrauch, indem sie ihre Stimmkarte hochzeigen. 
Der Versammlungsleiter stellt das Ergebnis der Abstimmung fest.  
(2) Bei einer geheimen Abstimmung wird mit Stimmzetteln 
abgestimmt. Stimmzettel, bei denen der Wille des Abstimmenden 
nicht ausdrücklich erkennbar ist, sind ungültig.  
(3) Die Mehrheit wird nach der Anzahl der abgegebenen Ja- und 
Nein-Stimmen ermittelt; Enthaltungen werden nicht mitgezählt. 
Überwiegt die Zahl der Ja-Stimmen gegenüber den Nein-Stimmen ist 
der Antrag angenommen; andernfalls ist er abgelehnt. Bei gleicher 
Anzahl von Ja- und Nein-Stimmen ist er ebenfalls abgelehnt.  
(4) Sieht die Landessatzung zu dem Abstimmungsgegenstand eine 
andere als die einfache Mehrheit vor, so ist diese zu Grunde zulegen 
und Abs. 3 Satz 2 findet keine Anwendung.  

§ 7 Abstimmung 
(1) Es wird grundsätzlich offen abgestimmt. Die Piraten machen von 
ihrem Stimmrecht Gebrauch, indem sie ihre in den entsprechenden 
Mumbleraum (Ja/Nein/Enthaltung) bzw. Proxy wechseln. Der 
Versammlungsleiter stellt das Ergebnis der Abstimmung fest.  
(2) Bei einer geheimen Abstimmung wird per Stimmabgabe durch E-
Mail an die Abstimmungsmailadresse abgestimmt. Die 
Absenderadresse der E-Mail muss die eindeutige Bezeichnung des 
Stimmberechtigten und als Betreff das Abstimmungsbegehren 
enthalten.  
E-Mail-Stimmabgaben, bei denen der Wille des Abstimmenden nicht 
ausdrücklich erkennbar ist, sind ungültig.  
Es ist nur der Stimmabgabevermerk „Ja“, „Nein“ „Enthaltung“ bzw. 
„Ja“ bei Abstimmungen durch Zustimmung (Approval-Voting) 
zulässig.  
Bei einer mehrgliedrigen Abstimmung, ist jeder Abstimmungsteil zu 
benennen, zu dem die jeweilige Stimmabgabe zu zählen ist.  
(3) Die Mehrheit wird nach der Anzahl der abgegebenen Ja- und 
Nein-Stimmen ermittelt; Enthaltungen werden nicht mitgezählt. 
Überwiegt die Zahl der Ja-Stimmen gegenüber den Nein-Stimmen ist 
der Antrag angenommen; andernfalls ist er abgelehnt. Bei gleicher 
Anzahl von Ja- und Nein-Stimmen ist er ebenfalls abgelehnt.  

Angepasst auf den 
Onlineparteitag  



 

 

 

 

Stand 24.02.2017 9 / 32 
 

(4) Sieht die Landessatzung zu dem Abstimmungsgegenstand eine 
andere als die einfache Mehrheit vor, so ist diese zu Grunde zulegen 
und Abs. 3 Satz 2 findet keine Anwendung.  

Wahlen 
§ 8 Kandidatur 
(1) Für die Wahlen kann sich jeder Pirat aufstellen oder aufstellen 
lassen, sofern dem nicht Gesetze oder die Satzung entgegenstehen.  
(2) Der Wahlleiter ruft vor der Wahl zur Kandidatenaufstellung auf, 
und gibt den Kandidaten Zeit sich zu melden.  
(3) Vor der Schließung der Kandidatenaufstellung ist diese vom 
Wahlleiter bekannt zu geben. Daraufhin ist ein letzter Aufruf zu 
starten. Meldet sich innerhalb angemessener Zeit kein neuer 
Kandidat, so wird die Liste geschlossen. Wurde die Kandidatenliste 
geschlossen, so kann sich keiner mehr aufstellen.  

Wahlen 
§ 8 Kandidatur 
Wahlen zu Parteiämtern finden auf Onlineparteitagen nicht statt.  

 

§ 9 Notwendige Beschlussfassungen vor Wahlen 
(1) Ist die Anzahl der Mitglieder eines Organs nicht festgelegt, so 
stimmt die Mitgliederversammlung über die Anzahl der Mitglieder des 
Organs vor der Wahl ab. Gleiches gilt, wenn die Zahl der Mitglieder 
eines Organs verändert werden kann und soll.  
(2) Hat ein Kandidat bereits ein Wahlamt in der Piratenpartei, 
einschließlich aller Gliederungen, inne oder ist er Mandatsträger in 
einer Kommunal- oder Volksvertretung, so stimmen die Mitglieder 
der Versammlung darüber ab, ob eine gleichzeitige Ausübung durch 
diesen Kandidaten zulässig sein soll. Lehnt sie ab, so wird der 
Kandidat von der Kandidatenliste gestrichen. Diese Regelung gilt 
nicht für Versammlungsämter. Diese Regelung ist unbeachtlich, 
wenn der Kandidat vor der Wahl verbindlich erklärt, dass er im Falle 
seiner Wahl spätestens nach 42 Tagen vom bisherigen Amt 
zurücktritt.  
(3) Gleiches gilt für Mehrfachkandidaturen. Versammlungsleiter und 
Wahlleiter können die Abstimmung zum geeigneten Zeitpunkt 
zwischen den Wahlgängen durchführen. Eine Mehrfachkandidatur 
darf solange nicht ausgeschlossen werden, bis der Kandidat ein Amt 
oder einen Listenplatz errungen hat.  

§ 9 Notwendige Beschlussfassungen vor Wahlen 
Wahlen zu Parteiämtern finden auf Onlineparteitagen nicht statt.  
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(4) Das Versammlungsamt Rechnungsprüfer kann nicht vom 
scheidenden Vorstand oder von scheidenden Kassenprüfern 
ausgeübt werden.  
(5) Einer Abstimmung nach Abs. 2 bedarf es nicht, wenn die 
Amtszeit des Kandidaten am Wahltag endet.  

§ 10 Wahlen zu Partei- und Versammlungsämtern 
(1) Gewählt ist, wer die für das Amt notwendige Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Die einfache Mehrheit im 
Sinne dieser GO ist das Überwiegen der abgegebenen Ja-Stimmen 
gegenüber den abgegebenen Nein-Stimmen; Enthaltungen und 
ungültige Stimmen bleiben unberücksichtigt. Die absolute Mehrheit 
sind mehr als 50 von Hundert der abgegebenen Stimmen.  
(2) Organe mit mehreren Mitgliedern können durch Einzelwahl oder 
Gesamtwahl besetzt werden. Einzelwahl und Gesamtwahl können 
kombiniert werden, indem ein Teil des Organs durch Einzelwahl und 
ein anderer Teil durch Gesamtwahl gewählt wird.  
(3) Durch Einzelwahl sollen der Erste Vorsitzende, der Zweite 
Vorsitzende (Stellvertreter) und der Schatzmeister gewählt werden.  
(4) Sonstige gleichartige Ämter sollen durch Gesamtwahl gewählt 
werden.  

§ 10 Wahlen zu Versammlungsämtern 
(1) Gewählt ist, wer die für das Amt notwendige Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Die einfache Mehrheit im 
Sinne dieser GO ist das Überwiegen der abgegebenen Ja-Stimmen 
gegenüber den abgegebenen Nein-Stimmen; Enthaltungen und 
ungültige Stimmen bleiben unberücksichtigt. Die absolute Mehrheit 
sind mehr als 50 von Hundert der abgegebenen Stimmen.  
(2) Sonstige gleichartige Ämter sollen durch Gesamtwahl gewählt 
werden.  

Rubrum geändert  

Auf Versammlungsämter 
beschränkt  

§ 11 Offene und geheime Wahl 
(1) Der Vorstand, das Schiedsgericht und die Ersatzschiedsrichter 
werden geheim gewählt.  
(2) Andere Parteiämter werden grundsätzlich offen gewählt, wenn 
kein GO-Antrag auf geheime Wahl gestellt wird. {GO-Antrag auf 
Geheime Abstimmung oder Wahl}. Erhebt sich kein Widerspruch, 
wird offen gewählt.  
(3) Über einen GO-Antrag auf geheime Wahl wird abgestimmt; er gilt 
als angenommen, wenn er von mindestens 10 Piraten unterstützt 
wird (Quorum).  

§ 11 Offene und geheime Wahl 
Wahlen zu Parteiämtern finden auf Onlineparteitagen nicht statt.  

 

§ 12 Einzelwahl 
(1) Bei einer Einzelwahl wird ein Amt vergeben.  
(2) Tritt nur ein Kandidat an, so ist der Kandidat gewählt, wenn er die 
Mehrheit der Ja-Stimmen auf sich vereinigt. Bei einer geheimen 

§ 12 Einzelwahl 
Wahlen zu Parteiämtern finden auf Onlineparteitagen nicht statt.  
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Wahl sind die Wahlzettel mit den Ankreuzmöglichkeiten ja, nein und 
Enthaltung zu versehen.  
(3) Tritt zu einer Wahl mehr als ein Kandidat an, ist der Kandidat 
gewählt, der die Mehrheit der abgegebenen Stimmen und die 
meisten Stimmen auf sich vereint. Sind in einem Wahlgang mehrere 
Personen zu wählen, sind die Personen gewählt, die  
a) die Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigen und  
b) die meisten Stimmen auf sich vereinigen, so viele Ämter zu 
vergeben sind.  
Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung.  
(4) Treten zu einer Einzelwahl mehr als zwei Kandidaten an, muss 
einer die absolute Mehrheit erreichen. Wird die absolute Mehrheit 
nicht erreicht, so wird der Wahlgang wiederholt.  
(5) Erreicht auch hiernach kein Kandidat die absolute Mehrheit, so 
treten bei bis zu fünf Kandidaten, die zwei Kandidaten mit den 
höchsten Stimmenanteilen zu einer Stichwahl an.  
(6) Bei mehr als fünf Kandidaten treten die 25 von Hundert der 
Kandidaten an, die die höchsten Stimmenanteile auf sich vereinigt 
haben. Wird die absolute Mehrheit nicht erreicht, so findet zwischen 
den zwei erfolgreichsten Kandidaten eine Stichwahl statt.  
(7) Bei Stimmengleichheit wird der Wahlgang wiederholt. Besteht 
hiernach noch Stimmengleichheit, entscheidet das Los.  

§ 13 Gesamtwahl 
(1) Bei einer Gesamtwahl werden mehrere Ämter gleicher Art 
(Schiedsrichter, Ersatzrichter, Beisitzer im Vorstand o.ä.) in einem 
Wahlgang besetzt.  
(2) Jedes stimmberechtigte Mitglied hat so viele Stimmen, wie Ämter 
vergeben werden sollen. Jedem Kandidaten kann nur eine Stimme 
gegeben werden.  
(3) Gewählt sind diejenigen Kandidaten, die die meisten Stimmen auf 
sich vereinigen und zugleich die absolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erreicht haben.  
(4) Werden auf diese Weise nicht alle Ämter vergeben, so wird der 
Wahlgang für die noch freien Ämter wiederholt. Liegt 
Stimmengleichheit in der Weise vor, dass weniger Ämter als 

§ 13 Gesamtwahl 
Wahlen zu Parteiämtern finden auf Onlineparteitagen nicht statt.  
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erfolgreiche Kandidaten zur Verfügung stehen, so findet eine 
Stichwahl statt.  

§ 14 Wahl durch Zustimmung (Approval-Voting) 
(1) Sowohl bei Einzelwahl - sofern mehr als ein Kandidat antritt - als 
auch bei Gesamtwahl kann nach dem Approval-Voting-Verfahren 
gewählt werden.  
(2) Dabei hat jedes stimmberechtigte Mitglied so viele Stimmen, wie 
Kandidaten antreten aber nur eine Stimme pro Kandidaten. § 12 Abs. 
2 und § 13 Abs 2 Satz 2 finden keine Anwendung.  
(3) Gewählt sind diejenigen, die die meisten Stimmen auf sich 
vereinigen und die absolute Mehrheit erreicht haben.  

§ 14 Wahl durch Zustimmung (Approval-Voting) 
Wahlen zu Parteiämtern finden auf Onlineparteitagen nicht statt.  

 

§ 15 Wahlleitung 
(1) Die Mitgliederversammlung entscheidet, ob Wahlgänge getrennt 
oder zusammengefasst werden, in welcher Reihenfolge sie 
durchgeführt werden und welches Wahlverfahren zur Anwendung 
kommt.  

§ 15 Wahlleitung 
(1) Die Mitgliederversammlung entscheidet, ob Wahlgänge getrennt 
oder zusammengefasst werden, in welcher Reihenfolge sie 
durchgeführt werden und welches Wahlverfahren zur Anwendung 
kommt.  

Keine Änderung  

§ 16 Aufstellung von Bewerbern zu Wahlen zu 
Volksvertretungen 
(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung für 
die Aufstellung von Landeslisten für Wahlen zu Volksvertretungen. 
Die Aufstellung wird von der Mitgliederversammlung des 
Landesverbandes vorgenommen; sie erfolgt in geheimer Wahl.  
(2) Die Listenplätze werden in Einzelwahl gewählt. Die Reihenfolge 
der Wahlgänge beginnt mit dem ersten Listenplatz und wird 
numerisch fortgeführt bis zum letzten.  
(3) Die Aufstellung von Wahlkreisbewerbern zur Landtagswahl, im 
Rahmen einer Landesversammlung, findet in geheimer Einzelwahl 
statt.  
(4) Richtet der Landesverband die Versammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers aus, so finden die Vorschriften dieser GO 
sinngemäß Anwendung.  
 
 

§ 16 Aufstellung von Bewerbern zu Wahlen zu 
Volksvertretungen 
Wahlen von Bewerbern zu Volksvertretungen finden auf 
Onlineparteitagen nicht statt.  
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§ 17 -freibl-( für Listenwahl) § 17 Besondere Bedingungen für den Onlineparteitag 
(1) Die Einsicht in den für geheime Abstimmungen genutzten E-Mail-
Account unterliegt dem Wahlgeheimnis im Sinne des § 107c StGB 
und dient lediglich der Feststellung von Abstimmungsergebnissen. 
Das Abstimmungsverhalten selbst unterliegt der strikten 
Geheimhaltung im Sinne des § 203 StGB. 
(2) Das unautorisierte Anfertigen von Bildschirmkopien der Mumble-
Bildschirmdarstellung und/oder vergleichbare Vorgänge sind 
zumindest während des Onlineparteitages strikt untersagt und stellen 
einen schweren Verstoß gegen die Satzung des Landesverbandes 
Brandenburg dar, der zum Parteiausschluss führt. 
(3) Zur Verknüpfung mit Abstimmungsbüros, werden die 
Stimmabgaben mittels einer oder mehrerer Akkreditierungspiraten 
als Proxy an den Onlineparteitag weitergeleitet. Für geheime 
Abstimmungen wird ein E-Mail-Zugang vor Ort im Sinne des §1 
Absatz 2, letzter Satz ermöglicht.  

Passus komplett eingefügt  

§ 18 Wiederholungen von Wahlen oder Abstimmungen 
(1) Vorkommnisse, die die Rechtmäßigkeit der Wahl oder 
Abstimmung in Frage stellen, sind dem Wahl- oder 
Versammlungsleiter sofort bekannt zu machen, der unverzüglich die 
Versammlung darüber in Kenntnis zu setzen hat. Jedes 
stimmberechtigte Mitglied kann verlangen, dass das Vorkommnis ins 
Protokoll aufgenommen wird. Eine Wiederholung der Wahl oder 
Abstimmung darf nur am Tage des Vorkommnisses vorgenommen 
werden.  
(2) Auf Verlangen der Versammlung findet eine Wiederholung der 
Wahl oder Abstimmung statt. {GO-Antrag auf Wiederholung der 
Wahl}  
(3) Findet die Wiederholung der Wahl oder Abstimmung nicht 
unmittelbar nach der ursprünglichen Wahl oder Abstimmung statt, so 
muss die Beteiligung an der Wahl oder Abstimmung (gemessen an 
der Summe der Zustimmenden und Ablehnenden Stimmen) bei 
mindestens 90% der ursprünglichen Wahl oder Abstimmung liegen, 
damit das neue Ergebnis rechtskräftig wird.  

§ 18 Wiederholungen von Wahlen oder Abstimmungen 
(1) Vorkommnisse, die die Rechtmäßigkeit der Wahl oder 
Abstimmung in Frage stellen, sind dem Wahl- oder 
Versammlungsleiter sofort bekannt zu machen, der unverzüglich die 
Versammlung darüber in Kenntnis zu setzen hat. Jedes 
stimmberechtigte Mitglied kann verlangen, dass das Vorkommnis ins 
Protokoll aufgenommen wird. Eine Wiederholung der Wahl oder 
Abstimmung darf nur am Tage des Vorkommnisses vorgenommen 
werden.  
(2) Auf Verlangen der Versammlung findet eine Wiederholung der 
Wahl oder Abstimmung statt. {GO-Antrag auf Wiederholung der 
Wahl}  
(3) Findet die Wiederholung der Wahl oder Abstimmung nicht 
unmittelbar nach der ursprünglichen Wahl oder Abstimmung statt, so 
muss die Beteiligung an der Wahl oder Abstimmung (gemessen an 
der Summe der Zustimmenden und Ablehnenden Stimmen) bei 
mindestens 90% der ursprünglichen Wahl oder Abstimmung liegen, 
damit das neue Ergebnis rechtskräftig wird.  

Keine Änderung  
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Anträge auf dem Landesparteitag 
§ 19 Anträge in der Versammlung 
(1) Jedes Mitglied des Landesverbandes hat im Rahmen der 
nachfolgenden Bestimmungen das Recht Anträge zu stellen.  
(2) Anträge sind in kompakter Rede vorzustellen. Wortmeldungen 
sind in angemessenem Umfang zuzulassen, sofern es sich um keine 
inhaltlichen Wiederholungen handelt.  
(3) Jeder Pirat kann daraufhin eine Für- oder Gegenrede für einen 
Antrag halten.  

Anträge auf dem Onlineparteitag 
§ 19 Anträge in der Versammlung 
(1) Jedes Mitglied des Landesverbandes hat im Rahmen der 
nachfolgenden Bestimmungen das Recht Anträge zu stellen.  
(2) Anträge sind in kompakter Rede vorzustellen. Wortmeldungen 
sind in angemessenem Umfang zuzulassen, sofern es sich um keine 
inhaltlichen Wiederholungen handelt.  
(3) Jeder Pirat kann daraufhin eine Für- oder Gegenrede für einen 
Antrag halten.  

Rubrum angepasst  

§ 20 Zulässigkeit 
(1) Zulässig sind:  
1. Sachanträge zum aktuellen Tagesordnungspunkt (TOP),  
2. Sonstige Anträge auf Aufnahme eines neuen 
Tagesordnungspunktes (TOP),  
3. Geschäftsordnungsanträge (GO-Anträge) zum Ablauf der 
Versammlung.  
(2) Durch Sachantrag kann die Veränderung, Anpassung usw. der zu 
behandelnden Angelegenheit des aufgerufenen TOP begehrt 
werden. Beinhaltet der TOP einen Satzungs- oder 
Programmänderungsantrag, so können durch den Sachantrag nur 
sinnergänzende Änderungen geringen Umfangs oder redaktioneller 
Natur beantragt werden.  
(3) Sonstige Anträge betreffen nur Angelegenheiten, die nicht auf der 
Tagesordnung stehen. Sie werden ausnahmsweise als neuer TOP 
aufgenommen, sofern sie nach Maßgabe der Landessatzung 
behandelt werden können und die Mehrheit der stimmberechtigten 
Versammlungsteilnehmer zustimmt. Die Versammlung befindet 
hierbei – gegebenenfalls stillschweigend – darüber ob ihre 
Entschließungsfreiheit gewahrt und die Dringlichkeit für eine 
Behandlung als Sonstigen Antrag gegeben ist. Die Einbringung von 
neuen Satzungs- oder Programmänderungsanträgen oder die 
Durchführung von Wahlen mittels Sonstigen Antrages ist 
ausgeschlossen.  
(4) Geschäftsordnungsanträge können nur den Ablauf der 
Versammlung betreffen. Sie werden in dieser Geschäftsordnung als 

§ 20 Zulässigkeit 
(1) Zulässig sind:  
1. Sachanträge zum aktuellen Tagesordnungspunkt (TOP),  
2. Sonstige Anträge auf Aufnahme eines neuen 
Tagesordnungspunktes (TOP),  
3. Geschäftsordnungsanträge (GO-Anträge) zum Ablauf der 
Versammlung.  
(2) Durch Sachantrag kann die Veränderung, Anpassung usw. der zu 
behandelnden Angelegenheit des aufgerufenen TOP begehrt 
werden. Beinhaltet der TOP einen Programmänderungsantrag, so 
können durch den Sachantrag nur sinnergänzende Änderungen 
geringen Umfangs oder redaktioneller Natur beantragt werden.  
(3) Sonstige Anträge betreffen nur Angelegenheiten, die nicht auf der 
Tagesordnung stehen. Sie werden ausnahmsweise als neuer TOP 
aufgenommen, sofern sie nach Maßgabe der Landessatzung 
behandelt werden können und die Mehrheit der stimmberechtigten 
Versammlungsteilnehmer zustimmt. Die Versammlung befindet 
hierbei – gegebenenfalls stillschweigend – darüber ob ihre 
Entschließungsfreiheit gewahrt und die Dringlichkeit für eine 
Behandlung als Sonstigen Antrag gegeben ist. Die Einbringung von 
neuen Satzungs- oder Programmänderungsanträgen oder die 
Durchführung von Wahlen mittels Sonstigen Antrages ist 
ausgeschlossen.  
(4) Geschäftsordnungsanträge können nur den Ablauf der 
Versammlung betreffen. Sie werden in dieser Geschäftsordnung als 
GO-Anträge bezeichnet. Sie können auch in freier - möglichst kurzer 

 
 
 
 
 
 
 
Gestrichen: 
"Satzungs- oder"  
Satzungsänderungen 
werden auf 
Onlineparteitagen nicht 
abgestimmt  
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GO-Anträge bezeichnet. Sie können auch in freier - möglichst kurzer 
- Rede formuliert werden. Findet sich ein solcher GO-Antrag in dieser 
GO nicht wieder, kann er aufgenommen werden {GO-Antrag auf 
Änderung der Geschäftsordnung}.  

- Rede formuliert werden. Findet sich ein solcher GO-Antrag in dieser 
GO nicht wieder, kann er aufgenommen werden {GO-Antrag auf 
Änderung der Geschäftsordnung}.  

§ 20a Behandlung von konkurrierenden Anträgen 
(1) Gibt es zwei Anträge, die sich gegenseitig ausschließen, so wird 
in einer Vorabstimmung ermittelt, welcher Antrag ausscheidet. Der 
Antrag mit weniger Stimmen scheidet aus und gilt als abgelehnt. Bei 
Stimmengleichheit wird die Vorabstimmung wiederholt; bei erneuter 
Stimmengleichheit sind beide Anträge abgelehnt. Erhält ein Antrag 
die einfache Mehrheit wird über ihn zur endgültigen 
Beschlussfassung abgestimmt.  
(2) Gibt es drei oder mehr Anträge, die sich gegenseitig 
ausschließen, so wird in einer Vorabstimmung die Zahl der Anträge 
zunächst auf zwei reduziert; im Zweifel wird ausgezählt. Die beiden 
Anträge mit den höchsten Stimmanteilen werden nach Absatz 1 
weiter behandelt. Bei annähernder Stimmengleichheit wird, unter 
Ausschluss der sicher weiterkommenden und sicher 
auszuschließenden Anträge, das Verfahren nach Absatz 2 erneut 
angewandt.  
(3) § 7 dieser GO findet Anwendung.  
(4) Abweichend von Abs. 2 kann der Versammlungsleiter zunächst 
eine Vorabstimmung zwischen denen sich am meisten ähnelnden 
Anträgen durchführen (Vorabstimmung nach Ähnlichkeit). Davon soll 
Gebrauch gemacht werden, wenn die Unterschiede zwischen den 
Anträgen vorrangig sprachlicher Natur sind. In der Vorabstimmung 
nach Ähnlichkeit ausgeschiedene Anträge gelten als abgelehnt.  

§ 20a Behandlung von konkurrierenden Anträgen 
(1) Gibt es zwei Anträge, die sich gegenseitig ausschließen, so wird 
in einer Vorabstimmung ermittelt, welcher Antrag ausscheidet. Der 
Antrag mit weniger Stimmen scheidet aus und gilt als abgelehnt. Bei 
Stimmengleichheit wird die Vorabstimmung wiederholt; bei erneuter 
Stimmengleichheit sind beide Anträge abgelehnt. Erhält ein Antrag 
die einfache Mehrheit wird über ihn zur endgültigen 
Beschlussfassung abgestimmt.  
(2) Gibt es drei oder mehr Anträge, die sich gegenseitig 
ausschließen, so wird in einer Vorabstimmung die Zahl der Anträge 
zunächst auf zwei reduziert; im Zweifel wird ausgezählt. Die beiden 
Anträge mit den höchsten Stimmanteilen werden nach Absatz 1 
weiter behandelt. Bei annähernder Stimmengleichheit wird, unter 
Ausschluss der sicher weiterkommenden und sicher 
auszuschließenden Anträge, das Verfahren nach Absatz 2 erneut 
angewandt.  
(3) § 7 dieser GO findet Anwendung.  
(4) Abweichend von Abs. 2 kann der Versammlungsleiter zunächst 
eine Vorabstimmung zwischen denen sich am meisten ähnelnden 
Anträgen durchführen (Vorabstimmung nach Ähnlichkeit). Davon soll 
Gebrauch gemacht werden, wenn die Unterschiede zwischen den 
Anträgen vorrangig sprachlicher Natur sind. In der Vorabstimmung 
nach Ähnlichkeit ausgeschiedene Anträge gelten als abgelehnt.  

Keine Änderung  

§ 21 GO-Anträge 
(1) Insofern in dieser Geschäftsordnung nicht anders geregelt, kann 
jeder akkreditierte Pirat jederzeit einen zulässigen GO-Antrag stellen. 
Anträge zur Geschäftsordnung werden offen abgestimmt.  
(2) Erfordert ein GO-Antrag keine Textform, hebt der Antragsteller 
beide Hände und begibt sich an das dafür vorgesehene 
Saalmikrofon. Die Wortmeldung zu einem GO-Antrag hat Vorrang 

§ 21 GO-Anträge 
(1) Insofern in dieser Geschäftsordnung nicht anders geregelt, kann 
jeder akkreditierte Pirat jederzeit einen zulässigen GO-Antrag stellen. 
Anträge zur Geschäftsordnung werden offen abgestimmt.  
(2) Erfordert ein GO-Antrag keine Textform, hebt der Antragsteller 
beide Hände und begibt sich an das dafür vorgesehene 
Saalmikrofon. Die Wortmeldung zu einem GO-Antrag hat Vorrang 

Keine Änderung  
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vor anderen Wortmeldungen. Sie unterbricht weder einen laufenden 
Wortbeitrag noch eine eröffnete Wahl (also ab Beginn der von einem 
Wahlleiter eröffneten Stimmabgabe bis zu deren Ende) oder 
Abstimmung. Erfordert ein GO-Antrag die Textform, so wird der GO-
Antrag bei den von der Versammlungsleitung dafür beauftragten 
Piraten hinterlegt. Die Versammlungsleitung macht ihn nach Prüfung 
auf Zulässigkeit und Dringlichkeit der Versammlung angemessen 
bekannt.  
(3) Alternativantrag: Wurde ein Antrag gestellt, so kann jeder Pirat 
einen Alternativantrag stellen. {GO-Antrag auf Alternativantrag} 
Andere Anträge sind bis zum Beschluss über den Antrag oder 
dessen Rückziehung nicht zulässig.  
(4) Jeder Pirat kann nach dem Stellen eines GO-Antrags eine Für- 
oder Gegenrede zu dem Antrag halten. Die Beendigung der 
Aussprache liegt einzig im Ermessen des Versammlungsleiters.  
(5) Unterbleibt eine Gegenrede und wurde kein Alternativantrag 
gestellt, so ist der Antrag angenommen. Gibt es mindestens eine 
Gegenrede oder gibt es mindestens einen Alternativantrag, so wird 
über den Antrag bzw. die Anträge abgestimmt. Im letzteren Fall gilt § 
20a {Behandlung von konkurrierenden Anträgen}  
(6) Einzelne GO-Anträge sind  
1. Antrag auf Änderung der Tagesordnung:  
(1) Eine Änderung der Tagesordnung kann sein  
das Ändern der Reihenfolge von Punkten  
das Entfernen eines Punktes,  
das Heraustrennen eines Punktes aus einem anderen Punkt der 
Tagesordnung,  
das Hinzufügen eines Punktes, nur wenn er an anderer Stelle 
herausgetrennt wurde oder ein Punkt für einen zulässigen Sonstigen 
Antrag eingefügt werden soll. {GO-Antrag auf Änderung der 
Tagesordnung}  
(2) Komplexe GO-Anträge auf Änderung der Tagesordnung bedürfen 
der Textform.  
(3) Ein GO-Antrag auf Änderung der Tagesordnung muss sämtliche 
zur Änderung vorgesehenen Tagesordnungspunkte enthalten. Bei 

vor anderen Wortmeldungen. Sie unterbricht weder einen laufenden 
Wortbeitrag noch eine eröffnete Wahl (also ab Beginn der von einem 
Wahlleiter eröffneten Stimmabgabe bis zu deren Ende) oder 
Abstimmung. Erfordert ein GO-Antrag die Textform, so wird der GO-
Antrag bei den von der Versammlungsleitung dafür beauftragten 
Piraten hinterlegt. Die Versammlungsleitung macht ihn nach Prüfung 
auf Zulässigkeit und Dringlichkeit der Versammlung angemessen 
bekannt.  
(3) Alternativantrag: Wurde ein Antrag gestellt, so kann jeder Pirat 
einen Alternativantrag stellen. {GO-Antrag auf Alternativantrag} 
Andere Anträge sind bis zum Beschluss über den Antrag oder 
dessen Rückziehung nicht zulässig.  
(4) Jeder Pirat kann nach dem Stellen eines GO-Antrags eine Für- 
oder Gegenrede zu dem Antrag halten. Die Beendigung der 
Aussprache liegt einzig im Ermessen des Versammlungsleiters.  
(5) Unterbleibt eine Gegenrede und wurde kein Alternativantrag 
gestellt, so ist der Antrag angenommen. Gibt es mindestens eine 
Gegenrede oder gibt es mindestens einen Alternativantrag, so wird 
über den Antrag bzw. die Anträge abgestimmt. Im letzteren Fall gilt § 
20a {Behandlung von konkurrierenden Anträgen}  
(6) Einzelne GO-Anträge sind  
1. Antrag auf Änderung der Tagesordnung:  
(1) Eine Änderung der Tagesordnung kann sein  
das Ändern der Reihenfolge von Punkten  
das Entfernen eines Punktes,  
das Heraustrennen eines Punktes aus einem anderen Punkt der 
Tagesordnung,  
das Hinzufügen eines Punktes, nur wenn er an anderer Stelle 
herausgetrennt wurde oder ein Punkt für einen zulässigen Sonstigen 
Antrag eingefügt werden soll. {GO-Antrag auf Änderung der 
Tagesordnung}  
(2) Komplexe GO-Anträge auf Änderung der Tagesordnung bedürfen 
der Textform.  
(3) Ein GO-Antrag auf Änderung der Tagesordnung muss sämtliche 
zur Änderung vorgesehenen Tagesordnungspunkte enthalten. Bei 
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Ändern, Entfernen, Heraustrennung oder Hinzufügen 
Tagesordnungspunkten müssen eindeutige Angaben enthalten sein, 
wann die betreffenden Anträge behandelt werden sollen.  
2. Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung: Diese 
Geschäftsordnung kann auf Antrag im Rahmen der Landessatzung 
geändert werden {GO-Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung}. 
GO-Anträge auf Änderung der Geschäftsordnung müssen in 
Textform vorliegen.  
3. Antrag auf Einholung eines Meinungsbildes:  
(1) Meinungsbilder sind ein Mittel zur Überprüfung der Meinung der 
Versammlung zum gerade behandelten Antrag. Meinungsbilder, die 
inhaltlich keinen erkennbaren Zusammenhang mit dem gerade 
behandelten Thema haben, werden nicht entgegengenommen.  
(2) Ein GO-Antrag auf Einholung eines Meinungsbildes gilt ohne 
Abstimmung als angenommen.  
(3) Ein Meinungsbild wird (auch bei knappem Ergebnis) nicht 
ausgezählt.  
4. Antrag auf Vertagung der Sitzung: Der Antrag muss den 
gewünschten Zeitpunkt (Tag und Uhrzeit) der Fortsetzung enthalten. 
{GO-Antrag auf Vertagung der Sitzung}  
5. Antrag auf Unterbrechung der Sitzung: Der Antrag muss die 
gewünschte Dauer in Minuten enthalten. {GO-Antrag auf 
Unterbrechung der Sitzung}  
6. Antrag auf Begrenzung der Redezeit: Der Antrag muss die 
gewünschte maximale Dauer in Sekunden zukünftiger Redebeiträge 
enthalten und die Angabe machen, wie lange diese Beschränkung 
gelten soll (z. B. bis zur Beschlussfassung über oder Vertagung des 
aktuellen Antrages). {GO-Antrag auf Begrenzung der Redezeit}  
7. Antrag auf Ende der Rednerliste:  
(1) Jeder Pirat kann einen Antrag auf Ende der Rednerliste stellen. 
{GO-Antrag auf Ende der Rednerliste}  
(2) Wurde ein Antrag auf Ende der Rednerliste angenommen, so 
müssen sich alle Redner unverzüglich melden.  
8. Jeder Stimmberechtigte kann eine geheime Abstimmung oder 
Wahl fordern {GO-Antrag auf geheime Abstimmung/ Wahl}; 

Ändern, Entfernen, Heraustrennung oder Hinzufügen 
Tagesordnungspunkten müssen eindeutige Angaben enthalten sein, 
wann die betreffenden Anträge behandelt werden sollen.  
2. Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung: Diese 
Geschäftsordnung kann auf Antrag im Rahmen der Landessatzung 
geändert werden {GO-Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung}. 
GO-Anträge auf Änderung der Geschäftsordnung müssen in 
Textform vorliegen.  
3. Antrag auf Einholung eines Meinungsbildes:  
(1) Meinungsbilder sind ein Mittel zur Überprüfung der Meinung der 
Versammlung zum gerade behandelten Antrag. Meinungsbilder, die 
inhaltlich keinen erkennbaren Zusammenhang mit dem gerade 
behandelten Thema haben, werden nicht entgegengenommen.  
(2) Ein GO-Antrag auf Einholung eines Meinungsbildes gilt ohne 
Abstimmung als angenommen.  
(3) Ein Meinungsbild wird (auch bei knappem Ergebnis) nicht 
ausgezählt.  
4. Antrag auf Vertagung der Sitzung: Der Antrag muss den 
gewünschten Zeitpunkt (Tag und Uhrzeit) der Fortsetzung enthalten. 
{GO-Antrag auf Vertagung der Sitzung}  
5. Antrag auf Unterbrechung der Sitzung: Der Antrag muss die 
gewünschte Dauer in Minuten enthalten. {GO-Antrag auf 
Unterbrechung der Sitzung}  
6. Antrag auf Begrenzung der Redezeit: Der Antrag muss die 
gewünschte maximale Dauer in Sekunden zukünftiger Redebeiträge 
enthalten und die Angabe machen, wie lange diese Beschränkung 
gelten soll (z. B. bis zur Beschlussfassung über oder Vertagung des 
aktuellen Antrages). {GO-Antrag auf Begrenzung der Redezeit}  
7. Antrag auf Ende der Rednerliste:  
(1) Jeder Pirat kann einen Antrag auf Ende der Rednerliste stellen. 
{GO-Antrag auf Ende der Rednerliste}  
(2) Wurde ein Antrag auf Ende der Rednerliste angenommen, so 
müssen sich alle Redner unverzüglich melden.  
8. Jeder Stimmberechtigte kann eine geheime Abstimmung oder 
Wahl fordern {GO-Antrag auf geheime Abstimmung/ Wahl}; 
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abweichend hiervon wird über GO-Anträge immer öffentlich 
abgestimmt.  
9. Nennung der Anzahl anwesender Stimmberechtigter. {GO-Antrag 
auf Nennung der Anzahl anwesender Stimmberechtigter}  
10. Zulassung eines Gastredners gemäß § 3 Abs. 2 dieser 
Geschäftsordnung. {GO-Antrag auf Zulassung des Gastredners XY}  
11. Trennung oder Zusammenfügung von Wahlgängen und Wahl 
des Wahlverfahrens gemäß § 15 Abs. 2 dieser Geschäftsordnung. 
{GO-Anträge auf Trennung oder Zusammenfügung von Wahlgängen, 
Approval-Voting usw}  
12. Wiederholung von Wahlen und Abstimmungen gemäß § 18 Abs. 
2 dieser Geschäftsordnung. {GO-Antrag auf Wiederholung der Wahl}  

abweichend hiervon wird über GO-Anträge immer öffentlich 
abgestimmt.  
9. Nennung der Anzahl anwesender Stimmberechtigter. {GO-Antrag 
auf Nennung der Anzahl anwesender Stimmberechtigter}  
10. Zulassung eines Gastredners gemäß § 3 Abs. 2 dieser 
Geschäftsordnung. {GO-Antrag auf Zulassung des Gastredners XY}  
11. Trennung oder Zusammenfügung von Wahlgängen und Wahl 
des Wahlverfahrens gemäß § 15 Abs. 2 dieser Geschäftsordnung. 
{GO-Anträge auf Trennung oder Zusammenfügung von Wahlgängen, 
Approval-Voting usw}  
12. Wiederholung von Wahlen und Abstimmungen gemäß § 18 Abs. 
2 dieser Geschäftsordnung. {GO-Antrag auf Wiederholung der Wahl}  

§ 22 Gültigkeitsdauer & Ankündigungen 
(1) Die offizielle Website des Landesverbandes Brandenburg ist 
http://www.piratenbrandenburg.de.  
(2) Diese Geschäftsordnung behält ihre Gültigkeit für folgende 
Landesparteitage, bis sie durch eine neue Geschäftsordnung ersetzt 
wird.  

§ 22 Gültigkeitsdauer & Ankündigungen 
(1) Die offizielle Website des Landesverbandes Brandenburg ist 
http://www.piratenbrandenburg.de.  
(2) Diese Geschäftsordnung behält ihre Gültigkeit für folgende 
Onlineparteitage, bis sie durch eine neue Geschäftsordnung ersetzt 
wird.  

Geändert in 
„Onlineparteitage“  

 

 

 

http://www.piratenbrandenburg.de/
http://www.piratenbrandenburg.de/
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Wahlprogrammanträge 

WP001 Nichtanwendung von Motorrad Fahrverboten in Brandenburg 

Einreichungsdatum: 21 Dezember 2016 

Antragstext  

Der Onlineparteitag möge beschließen an geeigneter Stelle im Wahlprogramm folgendes einzufügen:  

Die Piraten Brandenburgs sprechen sich gegen Fahrverbote aus, die ausschließlich motorisierte 2 
Räder betreffen.  

 

Antragsbegründung  

Solche Fahrverbote sind komplett unnötig und werden bundesweit und auch in Brandenburg fast 
ausschließlich als verkehrserzieherische Maßnahme verwendet. Hier wird das falsche Verhalten 
Weniger (die die öffentliche Straße mit einer Rennstrecke verwechseln) zum Anlass genommen, um 
eine ganze Gruppe von Verkehrsteilnehmern zu betrafen. Damit verbunden ist dann für diese das 
entweder Umwege in Kauf genommen werden müssen(inkl. der damit verbundenen erhöhten 
Umweltbelastung) oder sogar bestimmte Ziele gar nicht legal erreicht werden können. Für die 
Unterbindung von illegalen Rennen gibt es weit bessere Möglichkeiten z.B. mehr Personal bei der 
Polizei und eine entsprechend erhöhte Kontrolldichte. Als Piraten sprechen wir uns grundsätzlich 
gegen Maßnahmen aus, die ganze Gruppen präventiv verdächtigen und als Resultat in ihren 
Freiheiten einschränken.  

WP002 Ergänzung Inklusion als Menschenrecht 

Einreichungsdatum: 21 Dezember 2016 

Antragstext  

Der Parteitag möge beschließen, das Wahlprogramm im Punkt "Inklusion als Menschenrecht" wie folgt 
zu ergänzen: 
Die Bevormundung von Menschen durch staatliche Stellen ist aufzugeben 

 

Antragsbegründung  

Immer wieder kommt es zur Bevormundung von Menschen durch staatliche Stellen. So hat vor 
Kurzem ein Gericht den Zutritt zu einem Schwimmbad für sehbehinderte Menschen untersagt 
(http://www.br.de/nachrichten/schwaben/inhalt/sehbehinderte-neusaess-eintritt-verweigert-100.html). 
Auch gesundheitlich eingeschränkte Menschen sind in der Lage, die für sie bestehenden Gefahren zu 
erkennen. Hierfür bedarf es keiner staatlichen Aufsicht. 

Passend für die Ergänzung erscheint mir folgende Stelle:  

"Die Piratenpartei setzt sich für das Recht jeden Bürgers ein, an der Gesellschaft teilzuhaben und 
diese aktiv und frei von Diskriminierung mitzugestalten. Jeder Mensch wird als verschiedenartig und 
gleichwertig respektiert. Deshalb spricht sich die Piratenpartei ganz klar für die Umsetzung der 
Inklusion in allen Lebensbereichen aus. Das Ziel ist für jeden Menschen, anstelle von "Fürsorge", ein 
selbstbestimmtes und selbstständiges Leben zu schaffen. Die Bevormundung von Menschen durch 
staatliche Stellen ist aufzugeben.  
In diesem Zusammenhang begrüßt die Piratenpartei die Umsetzung der "inklusiven Schule", in der ..." 

 

http://www.br.de/nachrichten/schwaben/inhalt/sehbehinderte-neusaess-eintritt-verweigert-100.html
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WP003 Ergänzung Inklusion als Menschenrecht II 

Einreichungsdatum: 21 Dezember 2016 

Antragstext  

Der Parteitag möge beschließen, das Wahlprogramm wie folgt zu ergänzen (zu ergänzender Text ist 
fettgedruckt, bisheriger Text ist kursiv): 
 
Wir setzen uns dafür ein, dass perspektivisch an Schulen Kurse zum Erlernen der deutschen 
Gebärdensprache (DGS) und der Braille-Schrift (Blindenschrift) angeboten werden.   

Antragsbegründung  

Die Braille-Schrift ist die international anerkannte Schrift für blinde und stark sehbehinderte Menschen.  
Bis heute bedeuten die sechs Punkte, aus denen sich die Schrift zum Tasten zusammensetzt, für 
blinde und stark sehbehinderte Menschen den Zugang zur Information und den Weg in ein 
selbstbestimmtes Leben. 
Eine erfolgreiche Inklusion setzt voraus, dass auch nicht sehbehinderte Menschen diese Schrift 
kennen und ggf. beherrschen. 

WP004 Gesetzgebung nur durch die Legislative 

Einreichungsdatum: 05. Januar 2017 

Antragstext  

Der Parteitag möge beschließen, an geeigneter Stelle das Landeswahlprogramm wie folgt zu 
ergänzen:  

Gesetzgebung nur durch die Legislative 
Die Piratenpartei Brandenburg setzt sich für verbindliche Abstimmungen im Landtag über 
Zustimmungsgesetze des Bundes ein.  
Die Bundesratsmitglieder des Landes Brandenburg sind an das Abstimmungsergebnis des Landtages 
im Bundesrat zu binden 

Antragsbegründung  

Das Grundgesetz sieht scheinbar die Gesetzgebungskompetenz teilweise bei der Executive (den 
Landesregierungen, Art. 51 GG).  
Es verbietet jedoch nicht, dass die Länder ihrerseits die Gesetzgebungskompetenz in den Händen der 
Legislative belassen.  
Es bestimmt lediglich, dass die Bundesratsmitglieder Mitglieder der Landesregierungen zu sein haben. 
Bisher wurden die Abstimmungen eines Landes nur zwischen den einzelnen Koalitionsparteien der 
jeweiligen Landesregierung ausgemacht.  
Dies entspricht nicht dem Grundsatz der Demokratie und Gewaltentrennung.  
Statt einem Parteiwillen ist bei der Gesetzgebung der Volkswillen maßgebend. 
Dieser wird in einer parlamentarischen Demokratie nicht durch die Regierung, sondern das Parlament 
-den Landtag- ausgedrückt. 
Wie parteipolitische Kungelei sich auf Abstimmungsverhalten im Bundesrat auswirken kann, hat 
Brandenburg beim Zuwanderungsgesetz 2002 eindrucksvoll demonstriert (siehe hierzu z.B. Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 18.12.2002).  

  

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2002/12/fs20021218_2bvf000102.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2002/12/fs20021218_2bvf000102.html
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WP005 Wissenschaftlich begleiteter Modellversuch zur Einführung eines BGE 

Einreichungsdatum: 19. Januar 2017 

Antragstext  

Das Wahlprogramm wird an geeigneter Stelle um folgenden Text (entsprechend der beschlossenen 
Optionen) ergänzt.  

Die Piraten Brandenburg setzen sich für die Durchführung eines wissenschaftlich begleiteten 
Modellversuchs mit der Einführung eines BGE in ausgewählten Regionen des Landes Brandenburg 
ein.  

Option 1: Die Teilnahme am Modellversuch ist für jeden Bürger freiwillig. Das BGE ist ein zu 
versteuerndes Einkommen und an jeden Bürger zusätzlich zum Einkommen auszuzahlen. 
Sozialleistungen wie Kindergeld, Wohngeld, Grundsicherung im Alter, ALGII entfallen, jeder 
Teilnehmer erklärt sich dazu bereit. Um Ausfallzeiten bei der Rente zu vermeiden, sind entsprechende 
Anwartschaften aus dem BGE zu bedienen, ebenso die Beiträge zur Krankenversicherung. Das 
Projekt soll auf wenigstens fünf Jahre angelegt sein, die auszuzahlende Summe soll € 1000,- zzgl. 
Inflationsausgleich monatlich pro Person ab 18 Jahren nicht unterschreiten. Kinder im Alter von 0-15 
Jahren erhalten 450,00 Euro, Jugendliche im Alter von 16-18 Jahren 550,00 Euro. Sie steht jedem zu, 
der zu einem festzulegenden Stichtag mindestens seit sechs Monaten in den Anspruchsgebieten 
gemeldet war, bzw. in dieser Zeit dort geborenen wurde, und solange, wie im Anspruchsgebiet die 
einzige gemeldete Wohnung besteht. Zuziehende Bürger haben weiterhin Anspruch auf die 
allgemeinen Leistungen nach den Sozialgesetzen, wegziehende Bürger haben diesen Anspruch 
erneut. Die festzulegenden Regionen sollen sich in Sachen struktureller Arbeitslosigkeit, Armutsrisiko, 
Verschuldungsquote der öffentlichen Hand und weiterer im Beratungsprozess zu definierender 
Kriterien erheblich unterscheiden, um eine Auswertung der Zahlungswirkung anhand der Extreme 
vornehmen zu können.  

Option 2: Die Teilnahme am Modellversuch ist für jeden Bürger freiwillig. Der Modellversuch soll bzgl. 
der Höhe des auszuzahlenden Betrages so gestaltet werden, dass es die Existenz sichert und 
gesellschaftliche & kulturelle Teilhabe ermöglicht. Genaue Höhe und die genauen Modalitäten 
(Regionen, Laufzeit, Steuern, Sozialabgaben etc.) für diesen Modellversuch werden nach einer 
öffentlichen Diskussion mit möglichst breiter Beteiligung festgelegt.  

Antragsbegründung  

Die bundesweite Umstellung des sozial-finanziellen Systems auf ein Bedingungsloses 
Grundeinkommen (BGE) erfordert eine valide Datengrundlage. Ähnliche Versuche wie z.B. gerade in 
Finnland gestartet, decken nur eine bestimmte Ausprägung eines möglichen BGEs ab. Ergebnisse 
aus anderen Ländern liefern wichtige Erkenntnisse, sind aber zudem nur eingeschränkt übertragbar.  

Option 1: Klare Rahmendaten, schnelle Umsetzung möglich Option 2: Breite Diskussion der 
Rahmendaten vor Start eines Modellversuches stärkt Akzeptanz, benötigt allerdings auch viel Zeit und 
verzögert somit den Start des Versuchs.  

Der Antragsteller bevorzugt Option 1, da hier keine Zeit verloren geht. Der Modellversuch sollte durch 
eine breite Diskussion begleitet und ausgewertet werden.  

  



 

 

 

 

Stand 24.02.2017 22 / 32 
 

Positionspapiere 

Q001 Wissenschaftlich begleiteter Modellversuch zur Einführung eines BGE 

Einreichungsdatum: 19. Januar 2017 

Antragstext  

Das Wahlprogramm wird an geeigneter Stelle um folgenden Text (entsprechend der beschlossenen 
Optionen) ergänzt.  

Die Piraten Brandenburg setzen sich für die Durchführung eines wissenschaftlich begleiteten 
Modellversuchs mit der Einführung eines BGE in ausgewählten Regionen des Landes Brandenburg 
ein.  

Option 1: Die Teilnahme am Modellversuch ist für jeden Bürger freiwillig. Das BGE ist ein zu 
versteuerndes Einkommen und an jeden Bürger zusätzlich zum Einkommen auszuzahlen. 
Sozialleistungen wie Kindergeld, Wohngeld, Grundsicherung im Alter, ALGII entfallen, jeder 
Teilnehmer erklärt sich dazu bereit. Um Ausfallzeiten bei der Rente zu vermeiden, sind entsprechende 
Anwartschaften aus dem BGE zu bedienen, ebenso die Beiträge zur Krankenversicherung. Das 
Projekt soll auf wenigstens fünf Jahre angelegt sein, die auszuzahlende Summe soll € 1000,- zzgl. 
Inflationsausgleich monatlich pro Person ab 18 Jahren nicht unterschreiten. Kinder im Alter von 0-15 
Jahren erhalten 450,00 Euro, Jugendliche im Alter von 16-18 Jahren 550,00 Euro. Sie steht jedem zu, 
der zu einem festzulegenden Stichtag mindestens seit sechs Monaten in den Anspruchsgebieten 
gemeldet war, bzw. in dieser Zeit dort geborenen wurde, und solange, wie im Anspruchsgebiet die 
einzige gemeldete Wohnung besteht. Zuziehende Bürger haben weiterhin Anspruch auf die 
allgemeinen Leistungen nach den Sozialgesetzen, wegziehende Bürger haben diesen Anspruch 
erneut. Die festzulegenden Regionen sollen sich in Sachen struktureller Arbeitslosigkeit, Armutsrisiko, 
Verschuldungsquote der öffentlichen Hand und weiterer im Beratungsprozess zu definierender 
Kriterien erheblich unterscheiden, um eine Auswertung der Zahlungswirkung anhand der Extreme 
vornehmen zu können.  

Option 2: Die Teilnahme am Modellversuch ist für jeden Bürger freiwillig. Der Modellversuch soll bzgl. 
der Höhe des auszuzahlenden Betrages so gestaltet werden, dass es die Existenz sichert und 
gesellschaftliche & kulturelle Teilhabe ermöglicht. Genaue Höhe und die genauen Modalitäten 
(Regionen, Laufzeit, Steuern, Sozialabgaben etc.) für diesen Modellversuch werden nach einer 
öffentlichen Diskussion mit möglichst breiter Beteiligung festgelegt.  

Antragsbegründung  

Die bundesweite Umstellung des sozial-finanziellen Systems auf ein Bedingungsloses 
Grundeinkommen (BGE) erfordert eine valide Datengrundlage. Ähnliche Versuche wie z.B. gerade in 
Finnland gestartet, decken nur eine bestimmte Ausprägung eines möglichen BGEs ab. Ergebnisse 
aus anderen Ländern liefern wichtige Erkenntnisse, sind aber zudem nur eingeschränkt übertragbar.  

Option 1: Klare Rahmendaten, schnelle Umsetzung möglich Option 2: Breite Diskussion der 
Rahmendaten vor Start eines Modellversuches stärkt Akzeptanz, benötigt allerdings auch viel Zeit und 
verzögert somit den Start des Versuchs.  

Der Antragsteller bevorzugt Option 1, da hier keine Zeit verloren geht. Der Modellversuch sollte durch 
eine breite Diskussion begleitet und ausgewertet werden.  
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Q002 Amt für Nachhaltigkeit und Klimaschutz einrichten 

Einreichungsdatum: 03. Februar 2017 

Die PIRATEN Brandenburg fordern die Einrichtung eines Amtes für Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
auf Landes- und Kreisebene. Als Vorbild dafür soll das Amt im Kreis Steinfurt in NRW dienen.  

Die Aufgabengebiete des Amtes sind: Stärkung der Bürgerbeteiligung Klimaschutz und Klimawandel 
Ausbau der erneuerbaren Energien und Energieeffizienz Stärkung der regionalen Wertschöpfung 
Entwicklung des ländlichen Raumes  

Bei Projekten die die Belange der Bürger oder des Umweltschutzes betreffen, soll das Amt 
Bürgerbeteiligung, Umweltverträglichkeit und Nachhaltigkeit sicherstellen. Dabei soll Planung und 
Bürgerbeteiligung Gemeinde- bzw. Kreisübergreifend erfolgen, wenn das betreffende Projekt 
Auswirkungen auf die Bürger in einer benachbarten Gliederung hat.  

Antragsbegründung  

Ein entsprechendes Amt gibt es im Kreis Steinfurt in NRW. Die Erfahrungen damit sind überaus 
positiv. 

 https://www.kreis-
steinfurt.de/kv_steinfurt/Kreisverwaltung/%C3%84mter/Amt%20f%C3%BCr%20Klimaschutz%20und%
20Nachhaltigkeit/  

Durch verpflichtende Einbindung der Bürger in Planungen z.B. von Windparks können in Steinfurt 
regelmäßig Probleme bei der Umsetzung und unnötige Belastungen der Anwohner vermieden 
werden. Im Gegensatz zu untauglichen Pauschalregelungen (wie 10 x Nabenhöhe = Mindestabstand 
zu Wohnhäusern) bringt eine Einbeziehung der Betroffenen und detaillierte Analyse der individuellen 
Situation vor Ort wesentlich bessere Ergebnisse. 

Q003 Bürgerenergiewende umsetzen 

Einreichungsdatum: 03. Februar 2017 

Eine grundsätzliche Anforderung für die Genehmigung von EE-Großprojekten, wie Windparks und 
Solarparks, soll die niederschwellige Beteiligung der Bürger sowohl bei der Planung, als auch der 
Finanzierung werden.  

Den Bürgern ist ein Mitspracherecht bei der Umsetzung von Großprojekten, die sie lokal direkt 
betreffen eingeräumt werden. Außerdem soll interessierten Bürgern und Gemeinden eine einfache 
und kleinteilige Möglichkeit der finanziellen Beteiligung, also Erwerb von Anteilen an den Anlagen, 
ermöglicht werden.  

So soll sichergestellt werden, dass ein signifikanter Teil der Wertschöpfung in der Region verbleibt.  

Antragsbegründung  

Die Energiewende ist dezentral und betrifft in der Fläche viele Bürger. Daher sollen diese sowohl die 
Möglichkeit haben mit zu bestimmen was und wie gebaut wird und sich zu beteiligen 

  

https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Kreisverwaltung/%C3%84mter/Amt%20f%C3%BCr%20Klimaschutz%20und%20Nachhaltigkeit/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Kreisverwaltung/%C3%84mter/Amt%20f%C3%BCr%20Klimaschutz%20und%20Nachhaltigkeit/
https://www.kreis-steinfurt.de/kv_steinfurt/Kreisverwaltung/%C3%84mter/Amt%20f%C3%BCr%20Klimaschutz%20und%20Nachhaltigkeit/
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Q004 Gegen Motorradfahrverbote 

Einreichungsdatum: 05. Februar 2017 

Die Piraten Brandenburgs sprechen sich gegen Fahrverbote aus, die ausschließlich motorisierte 2 
Räder betreffen.  

Antragsbegründung  

Solche Fahrverbote sind komplett unnötig und werden bundesweit und auch in Brandenburg fast 
ausschließlich als verkehrserzieherische Maßnahme verwendet. Hier wird das falsche Verhalten 
Weniger (die die öffentliche Straße mit einer Rennstrecke verwechseln) zum Anlass genommen, um 
eine ganze Gruppe von Verkehrsteilnehmern zu betrafen. Damit verbunden ist dann für diese das 
entweder Umwege in Kauf genommen werden müssen(inkl. der damit verbundenen erhöhten 
Umweltbelastung) oder sogar bestimmte Ziele gar nicht legal erreicht werden können. Für die 
Unterbindung von illegalen Rennen gibt es weit bessere Möglichkeiten z.B. mehr Personal bei der 
Polizei und eine entsprechend erhöhte Kontrolldichte. Als Piraten sprechen wir uns grundsätzlich 
gegen Maßnahmen aus, die ganze Gruppen präventiv verdächtigen und als Resultat in ihren 
Freiheiten einschränken. 

 

Q005 Tablets statt Taschenrechner 

Einreichungsdatum: 06. Februar 2017 

Die Piraten Brandenburg setzen sich für die Einführung moderner Lehrmittel ein. Insbesondere soll 
der Schultaschenrechner durch Tablets ersetzt werden, die mit einer entsprechenden App die 
veralteten Taschenrechner ersetzen können, und darüber hinaus ein deutlich breiteres 
Einsatzspektrum bieten.  

Antragsbegründung  

Die heute verwendeten Taschenrechner sind nicht mehr zeitgemäß, und verglichen mit dem 
Funktionsumfang auch völlig überteuert. (siehe auch hier: 
https://www.heise.de/newsticker/meldung/Kommentar-Zerschlagt-das-Taschenrechner-Kartell-
3616852.html). Für vergleichbare Preise lassen sich auch unterrichtsverwendbare Tablets anschaffen. 
Damit würde sich nicht nur der Mathe- und Physikunterricht verbessern, sondern sich auch viele neue 
Anwendungsmöglichkeiten in weiteren Fächern erschließen. 

  

https://www.heise.de/newsticker/meldung/Kommentar-Zerschlagt-das-Taschenrechner-Kartell-3616852.html
https://www.heise.de/newsticker/meldung/Kommentar-Zerschlagt-das-Taschenrechner-Kartell-3616852.html
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Q006 Nationalsozialismus, 2. Weltkrieg und Geschichtsrevisionismus 

Einreichungsdatum: 06. Februar 2017 

Von Deutschland ging Mitte des vergangenen Jahrhunderts ein verheerender Krieg aus. Brutale 
Angriffe auf die Zivilbevölkerung der überfallenen Länder war dabei von Anfang an Teil der 
rücksichtslosen Kriegsführung Deutschlands, an dessen Umsetzung die Wehrmacht maßgeblich 
beteiligt war. Es gibt keine “gute” Wehrmacht neben einer “bösen”. Die faschistische Kriegspolitik 
wurde durch breite Teile der Bevölkerung mitgetragen und unterstützt oder zumindest geduldet. Der 
Krieg, den Deutschland in die Welt getragen hat, schlug auf Deutschland und die Deutschen zurück. 
Den Alliierten gebührt unser Dank Deutschland vom Nationalsozialismus befreit zu haben.  

Der Sieg über den Faschismus war nur unter Einsatz der Militärmacht der Alliierten möglich. Dies 
führte auch zu vielen Opfern unter der Deutschen Zivilbevölkerung. Das Gedenken an diese Opfer ist 
legitim, darf aber nicht für Geschichtsrevisionismus missbraucht werden. Geschichtsrevisionismus, 
beispielsweise in Form von Leugnung oder Relativierung der deutschen Kriegsschuld, der deutschen 
Kriegsverbrechen oder des Holocaust verabscheuen wir. Freude über getötete Zivilbevölkerung 
verurteilen wir. Es entspricht nicht unserem Menschenbild, sich über den Tod von Menschen zu 
freuen.  

Antragsbegründung  

Leider immer noch oder schon wieder aktuell, sei es durch das was im Lande läuft, aber auch 
außerhalb, wenn man die vielen zivilen Opfer der laufenden Kriege und kriegerischen Handlungen 
Weltweit sieht.  

Genauer Text kann noch angepasst werden, falls jemand die finale Formulierung (nicht den 
Originalantrag aus dem Antragsportal), bitte bereitstellen.  
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Q007 Schrittweise Abschaffung der Hundesteuer 

Einreichungsdatum: 06. Februar 2017 

Die Piraten Brandenburg setzen sich dafür ein, die fast nur noch in Deutschland erhobene 
Hundesteuer schrittweise innerhalb von 5 Jahren abzuschaffen. Im ersten Schritt, sollte ein 
Moratorium für weitere Erhöhungen eingeführt werden. In einem 2. Schritt wird die Steuer in 
reduzierter Höhe als zweckgebundene Steuer weitergeführt(z.B. Ausgaben für Bereitstellung von 
"Beutelspendern" und Entsorgungsmöglichkeiten), bis zur völligen Abschaffung nach spätestens 5 
Jahren.  

Antragsbegründung  

Die Hundesteuer wird durch die Kommunen in Deutschland in sehr unterschiedlicher Höhe erhoben. 
Die Höhe der Steuer variiert sehr stark. Das sie zudem nur für Hunde erhoben wird und nicht für 
andere Haustiere, sorgt für zusätzliche Ungerechtigkeit. Wir als Piraten sollten darauf drängen diese 
Steuer abzuschaffen, statt wie z.B. die Grünen diese auf andere Haustiere auszudehnen. In den 
meisten europäischen Ländern wurde diese Steuer bereits abgeschafft, nur in Deutschland wird sie 
weiter genutzt um die Stadtsäckel zu füllen, während z.B. wie in Potsdam (mehrfache Erhöhung der 
Hundesteuer) viel Geld verschwendet wird (siehe bekannte Skandale und sinnlose teure Projekte wie 
Leipziger Dreieck, Garnisonskirche). Um den Gemeinden eine Anpassung zu ermöglichen, wird ein 
stufenweises Vorgehen empfohlen. 

 

Q008 Gesetzgebung nur durch die Legislative 

Einreichungsdatum: 08. Februar 2017 

Der Parteitag möge beschließen:  

Gesetzgebung nur durch die Legislative 
Die Piratenpartei Brandenburg setzt sich für verbindliche Abstimmungen im Landtag über 
Zustimmungsgesetze des Bundes ein.  
Desweiteren dürfen Bundesratsinitiativen erst nach Zustimmung des Landtages durch die 
Landesregierung vorgenommen werden.  
Die Bundesratsmitglieder des Landes Brandenburg sind an das Abstimmungsergebnis des Landtages 
im Bundesrat zu binden.  

Antragsbegründung  

Das Grundgesetz sieht scheinbar die Gesetzgebungskompetenz teilweise bei der Executive (den 
Landesregierungen, Art. 51 GG).  
Es verbietet jedoch nicht, dass die Länder ihrerseits die Gesetzgebungskompetenz in den Händen der 
Legislative belassen.  
Es bestimmt lediglich, dass die Bundesratsmitglieder Mitglieder der Landesregierungen zu sein haben. 
Bisher wurden die Abstimmungen und Bundesratsinitiativen eines Landes nur zwischen den einzelnen 
Koalitionsparteien der jeweiligen Landesregierung ausgemacht.  
Dies entspricht nicht dem Grundsatz der Demokratie und Gewaltentrennung.  
Statt einem Parteiwillen ist bei der Gesetzgebung der Volkswillen maßgebend. 
Dieser wird in einer parlamentarischen Demokratie nicht durch die Regierung, sondern das Parlament 
-den Landtag- ausgedrückt. 
Wie parteipolitische Kungelei sich auf Abstimmungsverhalten im Bundesrat auswirken kann, hat 
Brandenburg beim Zuwanderungsgesetz 2002 eindrucksvoll demonstriert (siehe hierzu z.B. Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 18.12.2002). 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2002/12/fs20021218_2bvf000102.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2002/12/fs20021218_2bvf000102.html
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Q009 Ablehnung von Smartphonedurchsuchung 

Einreichungsdatum: 22. Februar 2017 

Die Piratenpartei Brandenburg lehnt die von der Bundesregierung geplante Regelung zur 
Durchsuchung der Smartphones von Flüchtlingen ab.  

Ein derartiges Vorgehen ist mit dem Schutz der Privatsphäre und den Grundsätzen eines 
Rechtsstaats nicht vereinbar. Die Durchsuchung eines Smartphones nach persönlichen Daten des 
Besitzers darf, wie eine Hausdurchsuchung, nur bei dringendem Verdacht auf eine Straftat auf 
richterliche Anordnung erfolgen. 

Antragsbegründung  

Dieser Antrag wurde deutlich nach dem Ablauf der Antragsfrist eingereicht. Der Antragsteller bittet die 
Versammlung diesen Antrag aufgrund der Aktualität des Themas trotzdem zu behandeln. 
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Sonstige Anträge 

X001 Parteisponsoring 

Einreichungsdatum: 10. Dezember 2016 

Antragstext  

Der Onlineparteitag möge beschließen:  

Der Landesverband führt ein öffentliches Sponsorenverzeichnis in dem alle Sponsorenleistungen für 
den Landesverband sowie seiner Organe und Arbeitsgemeinschaften offengelegt werden. Das 
Sponsorenverzeichnis muss die Herkunft und Verwendung der Leistungen von Sponsoren und die 
geforderten Gegenleistungen enthalten. Sponsorenverträge sind zu veröffentlichen. 
Sponsorenzahlungen, die über parteieigene Firmen oder assoziierte Vereine an die Partei fließen, 
müssen dabei ebenfalls erfasst werden.  

Antragsbegründung  

Das Parteiensponsoring bietet ein Schlupfloch für intransparente Geldflüsse an Parteien und für 
finanzielle Zuwendungen gegen Gegenleistungen, die bei Parteispenden verboten sind. Nach 
Grundgesetz Art. 21 wollen wir über die Herkunft und Verwendung unserer Mittel öffentliche 
Transparenz schaffen.  

X002 Datenschutzrichtlinie 

Einreichungsdatum: 22. Januar 2017 

Antragstext  

Die Datenschutzrichtlinie der Piratenpartei Brandenburg wird angenommen. 

Entwurf siehe in der Anlage und unter:  

https://wiki.piratenbrandenburg.de/Datenschutzbeauftragter/Dokumente#Datenschutzrichtlinie  

 

Antragsbegründung  

§ 30 "Datenschutz" der Landessatzung bestimmt, dass nähere Bestimmungen zum Datenschutz in 
einer Datenschutzrichtlinie zu regeln sind.  

Nach § 13 Absatz 4 der Landessatzung beschließt der Landesparteitag insbesondere auch über die 
Datenschutzrichtlinie.  

Eine Datenschutzrichtlinie wurde bisher nicht erlassen. Da der Datenschutz eines unserer wichtigsten 
politischen Ziele ist, müssen wir dieses Ziel auch nach innen leben. Eine eigene Datenschutzrichtlinie 
ist lange überfällig und notwendig. Der Datenschutzbeauftragte des Landesverbandes wurde gebeten, 
zu dem Entwurf seine Stellungnahme bis zum 31.12.2017 abzugeben.  

 

 

  

https://wiki.piratenbrandenburg.de/Datenschutzbeauftragter/Dokumente#Datenschutzrichtlinie
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Anlagen 

Datenschutzrichtlinie 

ENTWURF Stand 31.12.2016  

Datenschutzrichtlinie der PIRATENPARTEI Brandenburg bezüglich der Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung von Mitgliederdaten und anderen personenbezogenen Daten  

I. Allgemeine Grundsätze  

1. Diese Datenschutzrichtlinie ist als Rahmenvorgabe für die Einhaltung der Datenschutzrichtlinie und 
des Datenschutzes verbindlich für die Piraten Brandenburg und kann nicht durch Richtlinien von 
Untergliederungen oder in sonstiger Weise außer Kraft gesetzt oder eingeschränkt werden. Sie gilt für 
alle personenbezogenen Daten, mit denen die Gliederungen der Partei auf allen Ebenen befasst sind.  

2. Für die Parteiarbeit ist entsprechend ihren verfassungsrechtlichen und parteigesetzlichem Auftrag 
die Erfassung und Pflege von personenbezogenen Daten ihrer Mitglieder und sonstigen Betroffenen 
durch Erhebung, Verarbeitung und Nutzung erforderlich. Gemäß § 3 Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) gehören zu den personenbezogenen Daten auch die Mitgliedschaft in der Partei sowie die 
Angaben, die sich aus der Beitrittsanmeldung und der Mitgliederdatei ergeben (z.B. Name, Anschrift, 
Kontaktdaten, Mitgliedsbeitrag (Hinweis auf Mitgliedsantrag)).  

3. Mit dem Aufnahmebeschluss wird ein Mitgliedschafts- und Vertrauensverhältnis zwischen Partei 
und Mitglied im Sinne des BDSG begründet. Die Mitgliederdaten dürfen nur gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 
BDSG für satzungsmäßige Zwecke der Partei verwendet und verarbeitet werden (z. B. Einladungen, 
Beitragsmitteilungen, Mitgliederinformationen). Gemäß § 3 Abs. 4 BDSG besteht die Verarbeitung im 
Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren, Löschen von Mitgliederdaten. Die verantwortlichen 
Stellen auf allen Ebenen der Partei haben zur Sicherung der personenbezogenen Daten in 
angemessener Weise geeignete organisatorische und technische Maßnahmen zu treffen.  

4. Gemäß § 20 Abs. 1 Landessatzung i.V.m. Art. 5 der Geschäftsordnung des Vorstandes erfolgt die 
primäre Verwaltung der Mitgliederdaten durch die Bundesgeschäftsstelle, den Landesschatzmeister 
und oder etwaige Beauftragte. Sie verwalten die Mitglieder und sichern die Daten. Für die Einhaltung 
der Datenschutzrichtlinie und des Datenschutzes ist das mit dieser Aufgabe betraute 
Vorstandsmitglied zuständig. Hierbei arbeitet es eng mit dem Datenschutzbeauftragten zusammen.  

 
II. Datengeheimnis  

1. Gemäß § 5 BDSG ist es allen mit Mitgliederdaten ehrenamtlich und hauptamtlich Beschäftigten 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu verarbeiten oder zu nutzen. Sie müssen über das 
Datenschutzrecht und diese Richtlinien belehrt und geschult werden.  

2. Piraten, die mit Mitgliederdaten beschäftigt sind, sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das 
Datengeheimnis schriftlich zu verpflichten. Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung der 
Tätigkeit fort. Die Verpflichtungserklärung ist bei der für die Pflege der Mitgliederdaten zuständigen 
Person auf der Landes- bzw. Untergliederungsebene zu hinterlegen.  

3. Die Vorsitzenden, die Finanzverantwortlichen und ggf. Mitgliederbeauftragten der jeweiligen 
Gliederungen sind auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Diese Verpflichtung besteht auch nach 
Beendigung der Tätigkeit fort.  

III. Rechte der Betroffenen  
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1. Jede/r Betroffene kann Auskunft verlangen über  

a.) die zu ihrer/seiner Person gespeicherten Daten,  
b.) den Zweck der Speicherung  
c.) die Stellen, an die ihre/seine Daten regelmäßig übermittelt werden.  

2. Die Mitgliederdaten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Im Falle des Ausscheidens des 
Mitglieds sind seine Daten entsprechend der gesetzlichen Frist, die das Parteiengesetz in § 24 Absatz 
2 ParteiG zum Rechenschaftsbericht vorschreibt, zu löschen. Von der Berichtigung sind alle Stellen zu 
unterrichten, denen im Rahmen der Datenübermittlung diese Daten zugeleitet werden. Ausgenommen 
sind Mitgliederdaten, die zur Archivierung gespeichert werden und ausschließlich zur historischen und 
wissenschaftlichen Auswertung sowie den in § 35 BDSG genannten Fällen zur Verfügung stehen.  

3. Auf Parteiveranstaltungen, in deren Verlauf parteiinterne Wahlen stattfinden, sollen 
Mitgliederbeiträge zur Legitimationsprüfung für die Mitglieder des Akkreditierungsteams einsehbar 
sein. Dies geschieht durch Gewährung der Einsichtnahme für die Berechtigten in die Mitgliederdatei 
oder in ausgelegte Beitragslisten. Die Einsichtnahme geschieht ausschließlich durch die berechtigten 
Mitglieder des Akkreditierungsteams. Gegen den Willen des/der Betroffenen darf diese Einsichtnahme 
nicht gewährt werden.  

4. Im Übrigen gelten die gesetzlichen datenschutzrechtlichen Ansprüche für alle von 
Datenverarbeitung durch Parteiarbeit betroffenen Personen.  

IV. Nutzung der Mitgliederdaten  

1. Die Weitergabe von Mitgliederdaten an Dritte ist grundsätzlich untersagt und nur mit Einwilligung 
der betroffenen Mitglieder möglich. Die Einwilligung muss grundsätzlich schriftlich erfolgen.  

2. Die Verarbeitung von Mitgliederdaten im Auftrag der Partei (Auftragsdatenverarbeitung) ist nur mit 
Zustimmung des nach § 20 Abs. 1 Landessatzung i.V.m. Art. 5 der Geschäftsordnung des 
Landesvorstandes zuständigen Landesvorstandsmitgliedes zulässig. Der/Die Auftragnehmer/in ist zu 
verpflichten, die Weisungen zu beachten, die Datenträger nach Ausführung des Auftrages 
zurückzugeben und alle Daten im eigenen Bereich zu löschen.  

3. Der Landesverband führt und pflegt die Mitgliederbestände seiner Untergliederungen. Er kann 
dabei auch auf die Unterstützung der Untergliederungen zurückgreifen. Der Landesverband stellt in 
regelmäßigen Abständen oder auf Anforderung den Untergliederungen seine Datenbestände in 
automatisierter oder in Listenform zur Verfügung.  

4. Soweit Mitgliederdaten in Untergliederungen vorgehalten werden, ist die Nutzung in gleicher Weise 
dem Schutz des Bundesdatenschutzgesetzes und dieser Richtlinie unterworfen.  

5. Personenbezogene Daten sind datenschutzrechtlich zu schützen und durch technische und 
organisatorische Maßnahmen gegen unberechtigte Zugriffe, Zerstörung und Manipulation zu sichern.  

6. Die jeweils gültige Fassung der Richtlinie des Landesvorstandes zur Einrichtung der Funktion 
einer/eines Internet-/Social Media-Beauftragten zur Sicherstellung des Datenschutzes gemäß Ziffer 5 
ist Bestandteil dieser Richtlinie (Anlage). Danach arbeiten zur Sicherstellung des Datenschutzes die 
Internet-/Social Media-Beauftragten mit der/dem Datenschutzbeauftragten beim Landesvorstand 
zusammen. Die/Der Datenschutzbeauftragte sind verpflichtet, die Internet-/Social Media -Beauftragten 
zu beraten und über datenschutzrechtliche Neuerungen, die sich aus ihrem Aufgabenbereich als 
Internet-/Social Media-Beauftragten ergeben, zu informieren.  

 
V. Rechte der Vorstände und Einzelregelungen  
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1. Der Vorstand einer Untergliederung oder von ihm Beauftragte sind berechtigt, ausschließlich die 
Mitgliederdaten ihres jeweiligen Organisationsbereichs parteiintern zu nutzen. Anforderungen sind an 
das zuständige Mitglied des Landesvorstands zu richten. Dieses prüft die Berechtigung und bestätigt 
diese ggf. gegenüber der ausführenden EDV-Stelle. Der Vorstand der jeweiligen Untergliederung hat 
keine Befugnis, Mitgliederdatenbestände auf Untergliederungsebene ganz oder auszugsweise selber 
zu fertigen.  

2. Arbeitsgemeinschaften können die Daten ihrer Mitglieder nutzen. Mitgliedsdaten dürfen nur über 
das zuständige Mitglied des Landesvorstands angefordert werden. Das Recht zur Anforderung der 
Mitgliedsdaten übt der jeweilige Koordinator der Arbeitsgemeinschaft aus.  

3. Fraktionen der Partei in Parlamenten und Kommunalvertretungen haben kein eigenes 
Nutzungsrecht. Dies gilt in gleicher Weise für einzelne Mandatsträger/innen, die nicht 
Vorstandsmitglieder sind und Einzelmitglieder.  

4. Der Versand von Materialien an Mitglieder der Partei auf der jeweiligen Ebene, kann mit 
Genehmigung der zuständigen Vorstände über ihre jeweiligen Verteilerdienste erfolgen, soweit dies 
das Parteiinteresse erfordert. Die Weitergabe personenbezogener Daten an Mandatsträger/innen ist 
mit Einwilligung der Betroffenen zulässig. Die Empfänger sind auf die Einhaltung des 
Bundesdatenschutzgesetzes und dieser Richtlinie zu verpflichten.  

VI. Datenschutzbeauftragter  

1. Der Landesvorstand bestellt einen Landesdatenschutzbeauftragten, der diese Funktion auch 
ehrenamtlich wahrnehmen kann.  

2. Zum Beauftragten für den Datenschutz darf nur bestellt werden, wer die erforderliche Fachkunde 
und Zuverlässigkeit besitzt. Seine Stellung und Aufgabe ergibt sich aus § 4 f und § 4 g BDSG. Ihr/Ihm 
ist eine Übersicht über die in § 4 e BDSG genannten Anforderungen zur Verfügung zu stellen. 
Zur/Zum Datenschutzbeauftragte/n darf nicht bestellt werden, wer gemäß § 20 Abs. 1 Landessatzung 
i.V.m. Art. 5 der Geschäftsordnung des Vorstandes für die Pflege der Mitgliederdaten verantwortlich 
ist.  

3. Stellt die zuständige Aufsichtsbehörde Verstöße gegen das Bundesdatenschutzgesetz oder diese 
Richtlinie fest, teilt sie dies der/dem Datenschutzbeauftragten beim Landesvorstand mit, die/der für die 
Beseitigung der Mängel zu sorgen hat. Dies gilt in gleicher Weise für die Beseitigung von Verstößen, 
die die/der Datenschutzbeauftragte selber feststellt. Ihre/Seine weiteren Rechte und Pflichten ergeben 
sich aus der schriftlichen Bestellungsurkunde. Aufsichtsbehörde für alle Parteigliederungen 
einschließlich der des Landesvorstandes ist der oder die Landesbeauftragte für den Datenschutz und 
für das Recht auf Akteneinsicht.  

4. Die/Der Datenschutzbeauftragte beim Landesvorstand erstellt jährlich über seine Tätigkeit einen 
Datenschutzbericht.  

 
Anlage  

Richtlinie des Landesvorstandes zur Einrichtung der Funktion einer/eines Internet-/Social 
Media-Beauftragten  

1. Auf allen Ebene der Partei, beginnend auf den Ebenen der Untergliederungen, kann die Funktion 
einer/eines Internet-/Social Media-Beauftragten eingerichtet werden. Die/der Internet-/Social Media-
Beauftragten wird vom zuständigen Vorstand ernannt. Die Funktion kann auch von einem 
Vorstandsmitglied übernommen werden.  
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2. Die Berufung endet mit der Amtszeit des zuständigen Vorstandes. Erneute Berufung ist zulässig.  

3. Der/Die Internet-/Social Media-Beauftragten hat die Aufgabe, Projekte zu initiieren, ihren/seinen 
zuständigen Vorstand über alle Maßnahmen aus dem Online-Projekt zu informieren und die jeweilige 
Gliederungsebene zu technischen und inhaltlichen Fragen, die sich aus der Internetarbeit ergeben, zu 
beraten.  

4. Die/der Internet-/Social Media-Beauftragten des Landesvorstandes steht als Ansprechpartner den 
Beauftragten zur Verfügung. Sie/er informiert von sich aus die Beauftragten über die jeweiligen 
Entscheidungen und Erneuerungen des Landesvorstandes und steht für Anfragen aus der Arbeit 
der/des Internet-/Social Media-Beauftragten zur Verfügung.  

5. Zur Sicherstellung des Datenschutzes arbeiten die Internet-/Social Media-Beauftragten mit der/ dem 
Datenschutzbeauftragten beim Landesvorstand zusammen. Die/Der Datenschutzbeauftragte sind 
verpflichtet, die Internet-/Social Media-Beauftragten zu beraten und über datenschutzrechtliche 
Neuerungen, die sich aus ihrem Aufgabenbereich als Internet-/Social Media-Beauftragten ergeben, zu 
informieren.  
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